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Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Viehseuchengesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten) 


A. Problem 

Die bisherige Entschädigungsregelung für Tierverluste im Vieh- 
seuchengesetz ist nach Grund und Höhe rechtlich und wirt- 
schaftlich sowie im Hinblicfc auf eine wirksame Seuchenbekämp- 
fung nicht mehr zeitgemäß, überdies sind die Regelungen un- 
einheitlich und unübersichtlich. 

Das geltende Recht der Prüfung veterinärmedizinischer Sera 
und Impfstoffe auf Wirksamkeit, Unschädlichkeit und Reinheit 
vor dem Inverkehrbringen ist noch nicht ausreichend. 


B. Lösung 

Die Entschädigung für Tierverhiste im Rahmen der staatlichen 
Viehseuchenbekämpfung soll neu gestaltet und auf eine einheit- 
liche im Viehseuchengesetz abschließend geregelte Basis ge- 
stellt werden. 

Vor dem Inverkehrbringen von veterinärmedizinischen Sera 
und Impfstoffen sollen diese in Zukunft nach einheitlichen 
Leitlinien in drei Bundesbehörden geprüft werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Für den Bund keine. 

Die den Ländern entstehenden Kosten halten sich im wesent- 
lichen im Rahmen der bisher anfallenden Aufwendungen für 
die Entschädigung von Tierverlusten. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(9. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Viehseudiengesetzes 

— Drucksache VI/3017 — 


A. Bericht des Abgeordneten Kiechle 


1. Allgemeines 

Der vorliegende Entwurf wurde in der 162. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 19. Januar 1972 
an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten federführend sowie an den Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit zur Mitberatung 
überwiesen. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat sich am 16. März 1972, der Ausschuß für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten am 8. Juni 1972 
mit dem Entwurf befaßt. 


II. Grundsätzliches 

Schwerpunkt der Änderung ist die Neuregelung 
der Entschädigung für Tierverluste bei Tierseuchen. 
Die aufgrund des Viehseuchengesetzes bisher zu 
leistenden Entschädigungen haben sich nach Grund 
und Höhe inzwischen aus rechtlichen und wirt- 
schaftlichen Gründen sowie unter dem Gesichts- 
punkt einer wirksamen Seuchenbekämpfung als 
nicht mehr zeitgemäß erwiesen. Ferner hat sich als 
notwendig herausgestellt, tiermedizinische Sera und 
Impfstoffe vor dem Inverkehrbringen eingehender 
auf Wirksamkeit, Unschädlichkeit und Reinheit zu 
prüfen. Dies soll in Zukunft nach einheitlichen Leit- 
linien durch die Bundesforschungsanstalt für Virus- 
krankheiten der Tiere in Tübingen, das Bundes - 
gesundheitsamt in Berlin (West) und das Paul-Ehr- 
lich-Institut in Frankfurt (Main) geschehen. 

Im Zusammenhang mit dieser Überprüfung hat 
der mitberatende Ausschuß für die Bundesfor- 


schungsanstalt für Viruskrankheiten der Tiere eine 
Gebührenregelung vorgeschlagen, die unter Berück- 
sichtigung der sachlich anderen Voraussetzungen 
derjenigen im Gesetz über die Errichtung eines 
Bundesamtes für Sera und Impfstoffe (Drucksachen 
VI/1989 und VI/3334) entspricht. 

Soweit die Beschlüsse des Ausschusses dem Ent- 
wurf folgen oder der Ausschuß sich der zustim- 
menden Gegenäußerung der Bundesregierung zur 
Stellungnahme des Bundesrats angeschlossen hat, 
wird auf die eingehende und überzeugende Begrün- 
dung des Entwurfs verwiesen. 


III. Im einzelnen 

Zu den einzelnen Vorschriften ist, in der Reihen- 
folge der Beschlüsse des Ausschusses, noch folgen- 
des zu bemerken: 

Zu Artikel 1 

Zu Nummern 2 und 2 a 

Hier ist der Ausschuß der Stellungnahme des 
Bundesrates mit der Maßgabe gefolgt, daß er die in 
der Gegenäußerung der Bundesregierung vorgeschla- 
gene Fassung übernommen hat, die den Vorzug 
einer eindeutigen Klarstellung genießt. 

Zu Nummer 9 

Der Ausschuß hat die Anregung des mitberaten- 
den Ausschusses aufgegriffen und die Gebühren- 
sätze an die für das Paul-Ehrlich-Institut in Frank- 
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furt (Main) im Gesetz über die Erriditung eines 
Bundesamtes für Sera und Impfstoffe vorgesehene 
Regelung angepaßt. 

Zu Nummer 9 a 

Nadi der Richtlinie des EG-Rates zur Regelung 
viehseudienrechtlidier Fragen beim innergemein- 
sdiaftlichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch, 
mit deren Verkündung in Kürze zu rechnen ist, 
haben die Mitgliedstaaten u. a. dafür Sorge zu tra- 
gen, daß frisches Fleisch von Tieren, die aus einem 
Bestand stammen, in dem Maul- und Klauenseuche, 
Schweinepest, ansteckende Schweinelähmung, 
Schweinebrucellose amtlich festgestellt worden ist, 
nicht in den innergemeinschaftlichen Handelsver- 
kehr gelangt. Das gleiche gilt für Fleisch von Tie- 
ren, die aus einer Zone bis zu zwei km um ein 
Seuchengehöft stammen. Die hierzu erforderliche 
Ermächtigung wird durch diese Einfügung in Ver- 
bindung mit § 79 a des Gesetzes geschaffen. 

Zu Nummer 15 

Der Stellungnahme Nummer 8 des Bundesrates, 
in § 6? Abs. 2 den letzten Satz zu streichen, ist der 
Ausschuß aus den Erwägungen, die sich aus der 
Gegenäußerung der Bundesregierung ergeben, nicht 
gefolgt. 

Die Frage der Entschädigung in modernen Massen- 
tierhaltungen nahm in der Diskussion des Aus- 
schusses einen breiten Raum ein. Es wurde daher in 
einer Neufassung des § 67 Abs. 3 Nr. 2 eine er- 
mäßigte Entschädigung in Massentierhaltungen fest- 
gelegt. In diesen Betrieben entsteht durch die Kon- 
zentration großer Tierzahlen auf relativ engem 
Raum ein größeres gesundheitliches Risiko. Wenn 
diese erhöhte Gefährdung auch durch Maßnahmen 
zur Verhütung des Einschleppens von Erregern und 
des Ausbruchs übertragbarer Krankheit weitgehend 
ausgeglichen werden kann, sind jedoch Seuchen- 
ausbrüche nie ganz auszuschließen. Die im Falle der 
Tötung eines solchen Bestandes zu leistende Ent- 
schädigung wäre sehr hoch. Es widerspräche den 
Prinzipien der Tierseuchenentschädigung, wenn ein 
solches den Betreibern dieser Anlagen auch bewuß- 
tes Risiko zum weitaus überwiegenden Teil von der 
Allgemeinheit getragen würde, zumal da die Ent- 
schädigung etwa für Schweine zur Hälfte aus Mitteln 
der Tierseuchenkassen zu bestreiten ist. Der Aus- 
schuß hat die Ermäßigung der Entschädigung jedoch 
nur auf solche Massentierhaltungen beschränkt, die 
genehmigungsbedürftige Anlagen nach § 16 der Ge- 
werbeordnung sind. 


Die Neufassung des § 67 Abs. 3 Nr. 1 steht im 
Zusammenhang mit der nachstehend zu erörternden 
Neufassung des § 68 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10. 

Im Gegensatz zur Bundesregierung ist der Aus- 
schuß der Stellungnahme Nr. 11 des Bundesrates in 
vollem Umfange gefolgt und hat sich für die dort 
angeregten Streichungen in § 68 Abs. 1 Satz 1 und 
in § 67 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 entschieden. Die 
Entschädigung für Verluste von Tieren in zoologi- 
schen Gärten oder ähnlichen Einrichtungen sowie 
für Verluste von Hunden, Katzen und Tieren, die 
nicht Vieh im Sinne des Viehseuchengesetzes sind, 
erschien dem Ausschuß seuchenpolitisch nicht er- 
forderlich. Aus den Gründen der Gegenäußerung 
der Bundesregierung zu Nummer 11 der Stellung- 
nahme des Bundesrates wurde jedoch in § 67 Abs. 2 
Satz 1 eine Nummer 5 a mit einem Höchstsatz für 
Geflügel von 100 DM angefügt. 

In § 69 Abs. 1 hat der Ausschuß redaktionelle 
Änderungen vorgenommen. Im einleitenden Satz- 
teil und in Nummer 1 soll klargestellt werden, daß 
jede Nichtbefolgung oder Übertretung von Schutz- 
maßnahmen, die zur Bekämpfung von Tierseuchen 
angeordnet werden, grundsätzlich den Wegfall des 
Entschädigungsanspruchs zur Folge hat. Dies ist ge- 
rechtfertigt, weil der Tierhalter als Störer im Rah- 
men der Tierseuchenbekämpfung nicht nur um die 
Verhütung oder Verminderung des ihm entstehen- 
den Schadens besorgt sein muß, sondern auch zu- 
gleich verpflichtet ist, die von seinem Bestand aus- 
gehende Gefahr für die Allgemeinheit abzuwenden. 
In Nummer 3 soll klargestellt werden, daß das Tier 
mit der Seuche behaftet sein muß, durch die der 
Entschädigungsanspruch ausgelöst wird. 

Durch die Anfügung des Satzes 3 in § 71 Abs. 1 
wollte der Ausschuß sicherstellen, daß die unter- 
schiedlichen Risiken der einzelnen Tierarten und 
Bestandsgrößen bei den von den Tierbesitzern auf- 
zubringenden Beiträgen berücksichtigt werden. Im 
übrigen hat sich der Ausschuß bei dieser Vorschrift 
der Stellungnahme Nummer 12 des Bundesrates 
ebenso wie die Bundesregierung angeschlossen. 

Zu Artikel 1 b 

Diese Regelung erschien dem Ausschuß als Über- 
gangsvorschrift erforderlich um sicherzustellen, daß 
die in der Vorschrift bezeichneten Sera, Impfstoffe 
und Antigene, die sich bereits im Verkehr befinden, 
weiter in den Verkehr gebracht werden können. 

Dabei muß aber gewährleistet werden, daß sie 
innerhalb einer angemessenen Frist nach den Vor- 
schriften des Gesetzes oder den aufgrund dieses 
Gesetzes ergangenen Vorschriften geprüft werden. 


Bonn, den 12. Juni 1972 


Kiedile 

Berichterstatter 
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B« Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache W3017 — in der 
sich aus der anliegenden Zusammenstellung erge- 
benden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 12. Juni 1972 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Kiechle 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Viehseuchengesetzes 

— Drucksache VI/3017 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

(9. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Viehseuchengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Viehseuchengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 27. Februar 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 158) wird wie folgt geändert: 

1. In § 6 Abs. 2 werden folgende Sätze angefügt: 

„Bei Gefahr im Verzüge kann der Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Reditsverordnungen nach Satz 2 ohne Zustim- 
mung des Bundesrates erlassen; sie treten spä- 
testens sechs Monate nach ihrem Inkrafttre- 
ten außer Kraft. Ihre Geltungsdauer kann nur 
mit Zustimmung des Bundesrates verlängert 
werden." 

2. In § 6 Abs. 4 und § 1 Abs. 4 werden jeweils 
die Worte „aus dem Währungsgebiet DM-Ost" 
durch die Worte „aus den Währungsgebieten 
der Mark der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik" ersetzt. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Viehseuchengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Viehseuchengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 27. Februar 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 158) wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. In § 6 Abs. 4 werden die Worte „aus dem Wäh- 
rungsgebiet DM-Ost" durch die Worte „aus den 
Währungsgebieten der Mark der Deutschen De- 
mokratischen Republik" ersetzt. 

2a. In § 7 wird Absatz 4 durch folgende Absätze 4 
und 5 ersetzt; 

„(4) Die Absätze 1 und 2 finden auch auf das 
Verbringen aus den Währungsgebieten der 
Mark der Deutschen Demokratischen Republik 
Anwendung. 

(5) Absatz 1 findet auf die Ausfuhr sowie auf 
das Verbringen in die Währungsgebiete der 
Mark der Deutschen Demokratischen Republik 
sinngemäß Anwendung." 
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Entwurf Beschlüsse des 9. Ausschusses 

2b. In § 7 a ist folgender Absatz 3 anzufügen: 

„(3) Ausfuhr im Sinne des Abschnittes I die- 
ses Gesetzes ist das Verbringen aus dem Wirt- 
schaftsgebiet nach fremden Wirtschaftsgebie- 
ten.“ 


3. In § 9 Abs. 3 werden nach den Worten „Tier- 3. unverändert 
ärzte und" die Worte „Leiter tierärztlicher und 
sonstiger öffentlicher oder privater Untersu- 
chungsstellen sowie" eingefügt. 


4. In § 10 Abs. 1 werden 4. unverändert 

a) in Nummer 9 das Wort „Schweinelähme" 
durch das Wort „Schweinelähmung", 

b) in Nummer 11 die Worte „und Hühnerpest 
(einschließlich der Newcastle-Krankheit) " 
durch ein Komma und die Worte „Geflügel- 
pest und Newcastle-Krankheit" 

ersetzt. 


5. In § 10 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 5. unverändert 

„(3) Bei Gefahr im Verzüge kann der Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten Rechtsverordnungen nach Absatz 2 Nr. 1 
ohne Zustimmung des Bundesrates erlassen; sie 
treten spätestens sechs Monate nach ihrem In- 
krafttreten außer Kraft. Ihre Geltungsdauer 
kann nur mit Zustimmung des Bundesrates ver- 
längert werden. " 


6. In § 14 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „der 6. unverändert 
Hühnerpest" durch die Worte „der Geflügel- 
pest, der Newcastle-Krankheit" ersetzt, 

7. In § 16 Abs. 1 werden nach den Worten „öffent- 7. unverändert 
liehen Schlachthäuser" die Worte „sowie alle 

gewerblichen Schlacht Stätten" eingefügt. 

8. § 16 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 8. unverändert 

„(3) Die Beaufsichtigung kann auf die zu 
Handelszwecken oder zum Verkauf zusammen- 
gebrachten Viehbestände, auf Tierschauen, auf 
die durch behördliche Anordnung veranlaßte 
Zusammenziehung von Vieh, auf die zu Zucht- 
zwecken aufgestellten männlichen Tiere, auf 
Ställe und Betriebe von Tierhändlern, auf 
Viehmästereien, auf Massentierhaltungen, auf 
Schlachtstätten, die nicht unter Absatz 1 fal- 
len, und auf sonstige Betriebe und Einrichtungen, 
von denen eine Seuchengefahr ausgehen kann, 
ausgedehnt werden." 
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Entwurf 

9. Nach § 17 b wird folgender § 17 c eingefügt: 

„§ 17 c 

(1) Sera, Impfstoffe und Antigene, die unter 
Verwendung von Krankheitserregern herge- 
stellt werden und zur Verhütung, Erkennung oder 
Heilung von Viehseuchen bestimmt sind, dürfen 
nur abgegeben oder angewendet werden, wenn 
sie von der Bundesforschungsanstalt für Virus- 
krankheiten der Tiere, vom Bundesgesundheits- 
amt oder vom Paul-Ehrlich-Institut zugelassen 
worden sind. Dies gilt nicht für solche Mittel 
nach Satz 1, die unter Verwendung von in 
einem bestimmten Bestand eines Betriebes iso- 
lierten Krankheitserregern hergestellt worden 
sind und nur in diesem Bestand angewendet 
werden. 

(2) Der Bimdesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates das Nähere über die Prüfung und Zu- 
lassung der in Absatz 1 genannten Mittel zu 
bestimmen. 


(3) Bei Gefahr im Verzüge kann der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten durch Rechtsverordnung ohne Zustim- 
mung des Bundesrates bestimmen, daß abwei- 
chend von Absatz 1 Satz 1 von der Zulassung 
abgesehen wird. Die Rechtsverordnung tritt spä- 
testens sechs Monate nach ihrem Inkrafttreten 
außer Kraft. Ihre Geltungsdauer kann nur mit 
Zustimmung des Bundesrates verlängert wer- 
den. 


(5) Für die Entscheidung über die Zulassung 
von Sera, Impfstoffen und Antigenen nach Ab- 
satz 1 Satz 1 sowie die Freigabe einer Charge 
erhebt die Bundesforschungsanstalt für Virus- 
krankheiten der Tiere Kosten (Gebühren und 
Auslagen). Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft und Finanzen durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates die ge- 
bührenpflichtigen Tatbestände näher zu bestim- 
men. Die Gebühren dürfen im Einzelfall folgende 
Höchstsätze nicht übersteigen: 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 
9. Nach § 17 b wird folgender § 17 c eingefügt: 
„§ 17 c 

(1) unverändert 


(2) Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten wird ermächtigt, durch 
Rechts Verordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates das Nähere über die Prüfung und Zulas- 
sung der in Absatz 1 genannten Mittel sowie 
über die Abgrenzung der sachlichen Zuständig- 
keit der in Absatz 1 genannten Stellen zu be- 
stimmen. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Für die Entscheidung über die Zulassung 
von Sera, Impfstoffen und Antigenen nach Ab- 
satz 1 Satz 1 sowie die Freigabe einer Charge 
erhebt die Bundesforschungs anstatt für Virus- 
krankheiten der Tiere Kosten (Gebühren und 
Auslagen). Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft und Finanzen durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates die ge- 
bührenpflichtigen Tatbestände näher zu bestim- 
men. Die Gebühren dürfen im Einzelfall fol- 
gende Höchstsätze nicht übersteigen: 


(4) Die zuständige oberste Landesbehörde 
kann Ausnahmen von Absatz 1 Satz 1 für die 
Durchführung wissenschaftlicher Versuche 
außerhalb wissenschaftlicher Institute zulassen, 
wenn dies zur Erprobung der in Absatz 1 Satz 1 
genannten Mittel erforderlich und die für die 
Zulassung jeweils zuständige Stelle vorher an- 
gehört worden ist. 
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1. bei der Entscheidung über die Zulassung 
oder die Freigabe einer Charge von 

a) Sera 6 000 DM 

b) Impfstoffen 120 000 DM 


2. bei anderen Prüfungen und 

Untersuchungen 600 DM. 

Hat die Zulassung im Einzelfall einen außerge- 
wöhnlidi hohen Aufwand erfordert kann die 
Gebühr bis auf das Doppelte erhöht werden. 
Der Gebührenschuldner ist zu hören, wenn mit 
einer Erhöhung der Gebühr zu rechnen ist." 


10. M § 23 werden die Worte „der erkrankten und 
der verdächtigen Tiere sowie" durch die Worte 
„von Tieren sowie Verbot oder" ersetzt. 


11. In § 28 werden in Satz 1 das Wort „öffentlichen" 
sowie Satz 2 gestrichen. 


12. In § 41 Abs. 1 wird das Wort „sofort" durch 
das Wort „unverzüglich" ersetzt. 


13. § 61 a wird aufgehoben. 

14. § 61 d wird wie folgt geändert: 

a) rn Absatz 1 werden die Sätze 2 und 3 durch 
folgende Sätze ersetzt; 

„Die Genehmigung wird erteilt, wenn der 
Antragsteller die für die Haltung und 
Pflege der Tiere erforderliche Zuverlässig- 
keit und Sachkunde besitzt und wenn die 
erforderlichen Räumlichkefiten vorhanden 
sind, in denen im Falle des Auftretens der 
Psittakose eine wirksame Seuchenbekämp- 
fung möglich ist. Die Genehmigung kann 
widerrufen werden, wenn die Vorausset- 
zungen nach Satz 2 nicht mehr vorliegen. 
Züchter und Händler haben die Tiere mit 
Fußringen zu kennzeichnen sowie über Auf- 
nahme oder Erwerb und Abgabe der Tiere, 
über Beginn und Dauer einer Behandlung 
gegen Psittakose und die dabei verwende- 
ten Arzneimittel Buch zu führen. " ; 


1. bei der Entscheidung über die Zulassung von 

a) Sera 6 000 DM 

b) Impfstoffen 120 000 DM 

2. bei der Entscheidung über die 

Freigabe einer Charge 2 000 DM 

3. bei anderen Prüfungen und 

Untersuchungen 600 DM. 

Ist im Einzelfall ein außergewöhnlich hoher 
Aufwand erforderlich, kann die Gebühr für 

1. die Zulassung auf das Doppelte, 

2. die Freigabe einer Charge bis zu den in 
Satz 3 Nr, 1 genannten Sätzen 

erhöht werden. Der Gebührenschuldner ist zu 
hören, wenn mit einer Erhöhung der Gebühr zu 
rechnen ist." 

9a. In § 20 Abs. 2 wird der Punkt gestrichen und 
folgender Satzteil angefügt: 

sowie der von diesen Tieren stammenden 
Erzeugnisse," 

10. unverändert 

11. un ver ände rt 

12. unverändert 

13. unverändert 

14. unverändert 
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Entwurf Beschlüssedes 9, Ausschusses 

b) folgender neuer Absatz 2 wird eingefügt: 

„ (2) Der Bundesminister für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die näheren Vorschriften über 
die Beschaffenheit und Abgabe der Fußringe, 
über die auf ihnen zu machenden Angaben 
sowie über Art und Umfang der Buchfüh- 
rung zu erlassen." ; 

c) der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3, der 
bisherige Absatz 3 wird gestrichen. 


15. Abschnitt II Nr. 4 erhält folgende Fassung: 15. 

„4. Entschädigung für Tierverluste 
§ 66 

Vorbehaltlich der in diesem Gesetz bezeich- 

neten Ausnahmen wird eine Entschädigung in 

Geld geleistet 

1. für Tiere, die auf behördliche Anordnung 
getötet worden oder nach Anordnung der 
Tötung verendet sind; 

2. für Tiere, bei denen eine anzeigepflichtige 
Seuche nach dem Tode festgestellt worden 
ist, sofern die Voraussetzungen gegeben wa- 
ren, unter denen die Tiere auf behördliche 
Anordnung hätten getötet werden müssen; 

3. für Rinder, bei denen Milzbrand odex Rausdi- 
brand, und für Einhufer, bei denen Milzbrand 
nach dem Tode festgestellt worden ist; 

4. für Tiere, von denen nach dem Gutachten 
des beamteten Tierarztes anzunehmen ist, 
daß sie auf Grund einer viehseuchenrecht- 
lich vorgeschriebenen oder behördlich ange- 
ordneten Maßnahme oder im Zusammenhang 
mit deren Durchführung getötet werden muß- 
ten oder verendet sind; 

5. für Rinder, Schweine und Schafe, die Vieh- 
höfen, Schlachthöfen einschließlich der öf- 
fentlichen Schlachthäuser oder sonstigen 
Schlachtstätten zugeführt und bei der amts- 
tierärztlichen Auftriebsuntersuchung oder bei 
der Schlachttieruntersuchung als nicht seu- 
chenkrank oder seuchenverdächtig befunden 
worden sind, sofern deren Fleisch nach der 
Schlachtung auf Grund einer viehseuchen- 
rechtlichen Vorschrift oder behördlichen An- 
ordnimg gemaßregelt worden ist. 


Abschnitt II Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Entschädigung für Tierverluste 
§ 66 

Vorbehaltlich der in diesem Gesetz bezeidi- 
neten Ausnahmen wird eine Entschädigung in 
Geld geleistet 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. für Tiere, bei denen Milzbrand oder Rausch- 
brand nach dem Tode festgestellt worden ist; 

4. für Tiere, von denen anzunehmen ist, daß 
sie auf Grund einer viehseuchenrechtlich 
vorgeschriebenen oder behördlich angeord- 
neten Impfung, Behandlung oder Maßnahme 
diagnostischer Art oder im Zusammenhang 
mit deren Durchführung getötet werden muß- 
ten oder verendet sind; 

5. für Rinder, Schweine und Schafe, die Vieh- 
höfen, Schlachthöfen einschließlich der öf- 
fentlichen Schlachthäuser oder sonstigen 
Schlachtstätten zugeführt und bei der amts- 
tierärztlichen Auftriebsuntersuchung oder 
bei der Schlachttieruntersuchung als nicht 
seuchenkrank oder seuchenverdächtig befun- 
den worden sind, sofern deren Fleisch nach 
der Schlachtung auf Grund einer viehseuchen- 
rechtlichen Vorschrift oder einer auf eine 
solche Vorschrift gestützten behördlichen 
Anordnung gemaßregelt worden ist. 


§ 67 § 67 

(1) Der Entschädigung wird der gemeine (1) unverändert 

Wert des Tieres zugrunde gelegt. Der gemeine 
Wert wird ohne Rücksicht auf die Wertminde- 
rung, die das Tier infolge der Seuche oder 
einer viehseuchenrechtlich vorgeschriebenen 
oder behördlich angeordneten Maßnahme erlit- 
ten hat, ermittelt. 
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(2) Die Entschädigung nadi Absatz 1 darf fol- 
gende Höchstsätze je Tier nicht überschreiten: 


1. 

Pferde 

10 000 

DM 

2. 

Rinder 

6 000 

DM 

3. 

Schweine 

2 500 

DM 

4. 

Schafe 

1 500 

DM 

5. 

Ziegen 

600 

DM 

6. 

Hunde 

500 

DM 

7. 

Katzen 

200 

DM 

8. 

Pelztiere in Zuchten 

250 

DM 

9. 

Psittaciden 




a) Wellensittiche 

75 

DM 


b) übrige Sittiche sowie 
Papageien 

800 

DM 


10. Tiere, die in Zoologischen Gär- 
ten oder ähnlichen Einrichtun- 
gen gehalten werden, soweit sie 
nicht unter Nummern 1 bis 9 

fallen, 15 000 DM 

11. andere Tiere 100 DM, 

soweit diese jedoch mit einer 

der in den Nummern 1 bis 9 be- 
zeichne ten Tierarten hinsichtlich 
Art und Wert vergleichbar sind, 
die dort festgesetzten Höchst- 
sätze. 


Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates die in Satz 1 festgesetzten Höchstsätze 
bis zu 50 vom Hundert zu ändern, um ihr Ver- 
hältnis zum gemeinen Wert der Tiere bei der 
jeweiligen Tierart zu wahren. 

(3) Die Entschädigung nach Absatz 1 mindert 
sich um 50 vom Hundert 

1. für Tiere, die vor Erstattung der Anzeige 
nachweislich an der Seuche verendet sind; 


2. für Hunde und Katzen sowie Tiere, die nicht 
Vieh im Sinne des § 1 Abs. 2 sind, und 


3. im Falle des § 66 Nr. 5. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

(2) Die Entschädigung nach Absatz 1 darf fol- 
gende Höchstsätze je Tier nicht überschreiten: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

5a. Geflügel 100 DM 

Nummer 6 entfällt 

Nummer 7 entfällt 

Nummer 8 entfällt 

Nummer 9 entfällt 


Nummer 10 entfällt 


Nummer 11 entfällt 


12. Bienen, je Volk '200 DM. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch 
Rechts Verordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates die in Satz 1 festgesetzten Höchstsätze 
bis zu 50 vom Hundert zu ändern, um ihr Ver- 
hältnis zum gemeinen Wert der Tiere bei der 
jeweiligen Tierart zu wahren. 

(3) Die Entschädigung nach den Absätzen 1 
und 2 mindert sich 

1. um 50 vom Hundert 

a) für Tiere, die vor Erstattung der Anzeige 
nachweislich an der Seuche verendet 
sind, 

b) im Falle des § 66 Nr. 5; 

2. um 20 vom Hundert 

für Tiere, die in Anlagen gehalten werden, 
die nach § 1 Nr. 47 der Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen nach § 16 
der Gewerbeordnung in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 7. Juli 1971 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 888) genehmigungspflichtig 
sind. 
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(4) Auf eine Entschädigung nach § 66 wird der 
Wert der nach Maßgabe einer viehseuchenrecht- 
lichen Vorschrift oder behördlichen Anordnung 
verwertbaren Teile des Tieres unter Abzug der 
dem Besitzer infolge der behördlichen Anord- 
nung bei der Verwertung entstehenden Kosten 
angerechnet. 

§68 

(1) Keine Entschädigung wird gewährt für 

1. Tiere, die dem Bund oder einem Land ge- 
hören; 

2. Tiere, die entgegen § 6 eingeführt worden 
sind; 

3. Tiere, die mit einer Erklärung nach § 6 
Abs. 3 eingeführt worden sind; 

4. Tiere, die entgegen einer Vorschrift einer 
nach § 7 Abs. 1 oder 2 erlassenen Rechts- 
verordnung eingeführt worden sind; 

5. Tiere, die innerhalb einer nach Absatz 2 
bestimmten Frist vor der Feststellung der 
Seuche eingeführt worden sind, wenn nicht 
der Nachweis erbracht wird, daß ihre An- 
steckung erst nach der Einfuhr erfolgt ist; 

6. Tiere, die nach der Einfuhr auf Grund einer 
im Zusammenhang mit der Einfuhr vieh- 
seuchenrechtlich vorgeschriebenen oder be- 
hördlich angeordneten Maßnahme oder im 
Zusammenhang mit einer solchen Maß- 
nahme getötet werden mußten oder veren- 
det sind; 

7. Schlachtvieh, das Viehhöfen, Schlachthöfen 
einschließlich der öffentlichen Schlachthäu- 
ser oder sonstigen Schlachtstätten zugeführt 
worden ist; § 66 Nr. 5 bleibt unberührt; 

8. Wild oder gefangen gehaltene Wildtiere, 
soweit diese nicht in Zoologischen Gärten 
oder ähnlichen Einrichtungen gehalten wer- 
den} 

9. Tiere, die zu Tierversuchen verwendet wer- 
den; 

10. Hunde und Katzen sowie Tiere, die nicht 
Vieh im Sinne des § 1 Abs. 2 sind, soweit 
sie an Tollwut erkrankt oder der Seuche 
verdächtig waren; 

11, Tiere, die nicht Vieh im Sinne des § 1 
Abs, 2 sind, als Einzel tiere in der Obhut 
des Menschen gehalten werden, und deren 
Wert 100 Deutsche Mark nicht übersteigt. 

Die Nummern 2 bis 6 gelten entsprechend auch 
für Tiere, die aus den Währungsgebieten der 
Mark der Deutschen Demokratischen Republik 
verbracht worden sind, soweit die §§ 6 und 7 
auf diese Tiere angewendet werden. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

(4) Auf eine Entschädigung wird der Wert der 
nach Maßgabe einer viehseuchenrechtlichen 
Vorschrift oder behördlichen Anordnung ver- 
wertbaren Teile des Tieres unter Abzug der dem 
Besitzer infolge der behördlichen Anordnung 
bei der Verwertung entstehenden Kosten ange- 
rechnet. 

§ 68 

(1) Keine Entschädigung wird gewährt für 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 


8, Wild oder gefangen gehaltene Wildtiere; 


9. unverändert 

10. Hunde und Katzen sowie Tiere, die nicht 
Vieh im Sinne des § 1 Abs. 2 sind; 


Nummer 11 entfällt 


Die Nummern 2 bis 6 gelten entsprechend auch 
für Tiere, die aus den Währungsgebieten der 
Mark der Deutschen Demokratischen Republik 
verbracht worden sind, soweit die §§ 6 und 7 
auf diese Tiere angewandt werden. 
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(2) Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bun- 
desrates für bestimmte Seuchen die in Absatz 1 
Nr. 5 bezeichnete Frist unter Berücksichtigung 
der Inkubationszeit zu bestimmen. 

§69 

(1) Der Anspruch auf Entschädigung entfällt, 
wenn der Besitzer der Tiere oder sein Vertre- 
ter bei dem die Entschädigung auslösenden Fall 

1. eine Vorschrift dieses Gesetzes oder einer 
nach diesem Gesetz erlassenen Rechtsverord- 
nung oder eine behördliche Anordnung 
schuldhaft nicht befolgt hat, 

2. die nach § 9 vorgeschriebene Anzeige schuld- 
haft nicht oder nicht unverzüglich erstattet 
hat, es sei denn, daß die Anzeige von einem 
anderen nach § 9 Verpflichteten unverzüg- 
lich erstattet worden ist, oder 

3. ein mit einer Seuche behaftetes Tier erwor- 
ben hat und beim Erwerb Kenntnis von der 
Seuche hatte oder den Umständen nach hätte 
haben müssen. 

(2) Der Anspruch entfällt ferner für Tiere, die 
vom Besitzer auf eigenen Wunsch mit Genehmi- 
gung der zuständigen Behörde in einen auf 
Grund einer viehseuchenrechtlichen Vorschrift 
gesperrten Bestand verbracht werden, wenn 
diese Tiere aus veterinärpolizeilichen Gründen 
während der Sperre und wegen der Seuche, die 
zur Sperre geführt hat, getötet werden. 

(3) Sofern auf Grund landesrechtlicher Vor- 
schriften vom Tierbesitzer Beiträge zur Gewäh- 
rung von Entschädigungen erhoben werden, ent- 
fällt der Anspruch außerdem, wenn der Tier- 
besitzer schuldhaft 

1. bei den hierzu vorgeschriebenen Erhebun- 
gen eine zu geringe Tierzahl angibt oder 

2. seine Beitragspflicht nicht erfüllt. 

§70 

Die Entschädigung kann in den Fällen des 
§ 69 Abs. 1 und 3 teilweise gewährt werden, 
wenn die Schuld gering ist oder die Versagung 
der Entschädigung für den Besitzer eine unbil- 
lige Härte bedeuten würde. 


§71 

(1) Die Länder regeln, wer die Entschä- 
digung gewährt und wie sie aufzubringen ist. 
Die Entschädigung ist. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 
(2) unverändert 


§ 69 

(1) Der Anpruch auf Entschädigung entfällt, 
wenn der Besitzer der Tiere oder sein Vertreter 
im Zusammenhang mit dem die Entschädigung 
auslösenden Seuchenfall 

1. eine Vorschrift dieses Gesetzes oder einer 
nach diesem Gesetz erlassenen Rechtsverord- 
nung oder eine behördliche Anordnung 
schuldhaft nicht befolgt, 

2. unverändert 


3. ein mit der Seuche behaftetes Tier erwor- 
ben hat und beim Erwerb Kenntnis von der 
Seuche hatte oder den Umständen nach hätte 
haben müssen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 70 

unverändert 


§ 71 

(1) Die Länder regeln, wer die Entschädigung 
gewährt und wie sie aufzubringen ist. Die Ent- 
schädigung ist. 
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1. soweit von Tierbesitzern für bestimmte Tier- 
arten zur Gewährung von Entschädigungen 
Beiträge erhoben werden, zur Hälfte, 

2. in den übrigen Fällen in voller Höhe 
aus Staatsmitteln zu bestreiten. 


(2) Werden von Tierbesitzern zur Gewährung 
von Entschädigungen Beiträge erhoben, dürfen 
für Tiere, die dem Bund oder einem Land ge- 
hören, oder für das Viehhöfen, Schlachthöfen 
einschließlich der öffentlichen Schlachthäuser 
sowie sonstigen Schlachtstätten zugeführte 
Schlachtvieh keine Beiträge erhoben werden. 


§ 72 

(1) Die Entschädigung wird, sofern ein anderer 
Berechtigter nicht bekannt ist, demjenigen ge- 
zahlt, in dessen Gewahrsam oder Obhut sich 
das Tier zur Zeit des Todes befand. 

(2) Mit der Zahlung ist jeder Entschädigungs- 
anspruch Dritter erloschen. 


§ 72 a 

(1) Steht dem Entschädigungsberechtigten ein 
Anspruch auf Ersatz des Schadens gegen einen 
Dritten zu, so geht der Anspruch auf den zur 
Entschädigung Verpflichteten über, soweit die- 
ser die Entschädigung nach diesem Gesetz ge- 
währt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil 
des Entschädigungsberechtigten geltend gemacht 
werden. Gibt der Entschädigungsberechtigte sei- 
nen Anspruch gegen den Dritten oder ein zur 
Sicherung des Anspruches dienendes Recht auf, 
so wird der zur Entschädigung Verpfliditete in- 
soweit frei, als er aus dem Anspruch oder dem 
Recht hätte Ersatz erlangen können. 

(2) Richtet sich der Ersatzanspruch des Ent- 
schädigungsberechtigten gegen einen mit ihm 
in häuslicher Gemeinschaft lebenden Familien- 
angehörigen, so ist der Übergang ausgeschlos- 
sen; der Anspruch geht jedoch über, wenn der 
Angehörige den Schaden vorsätzlich verursacht 
hat. 


§ 72 b 

Für Streitigkeiten über Ansprüche auf Ent- 
schädigung ist der Rechtsweg vor den Verwal- 
tungsgerichten gegeben." 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

1. soweit von Tierbesitzern für bestimmte Tier- 
arten zur Gewährung von Entschädigungen 
Beiträge erhoben werden, zur Hälfte, 

2. in den übrigen Fällen in voller Höhe 

aus Staatsmitteln zu bestreiten. Beiträge sind 
mindestens für Pferde, Rinder, Schweine und 
Schafe zu erheben; sie sind nach Tierarten ge- 
sondert zu erheben und nach der Größe der Be- 
stände zu staffeln. 

(2) unverändert 


§ 72 

unverändert 


§ 72 a 

unverändert 


§ 72 b 

unverändert 


16. § 73 a wird §73. 


16. unverändert 
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17. § 76 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 

1. wird hinter Nummer 1 folgende Nummer 

1 a eingefügt: 

„1 a. entgegen § 17 c Abs. 1 nicht zuge- 
lassene Sera, Impfstoffe oder Anti- 
gene abgibt oder anwendet,"; 

2. erhält Nummer 4 folgende Fassung: 

„4. entgegen § 34 Abs. 1 Satz 1 oder 
Abs. 3 oder § 45 Abs. 1 Satz 1 einen 
Kadaver nicht sofort oder entgegen 
§ 41 Abs. 1 nicht unverzüglich un- 
schädlich beseitigt,"; 

3. erhält Nummer 11b folgende Fassung: 

„11b. entgegen § 61 d Abs. 1 Satz 4 Papa- 
geien oder Sittiche nicht oder nicht 
richtig kennzeichnet oder nicht 
über Aufnahme, Erwerb oder Ab- 
gabe der Tiere oder ihre Behand- 
lung oder die dabei verwendeten 
Arzneimittel Buch führt,"; 


b) in Absatz 2 Nr. 2 wird hinter dem Zitat 
«§§ 17 b" das Zitat „61 d Abs. 2, §§" einge- 
fügt. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

17. § 76 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 

1. wird hinter Nummer 1 folgende Nummer 
1 a eingefügt: 

„la. entgegen § 17 c Abs. 1 Satz 1 nicht 
zugelassene Sera, Impfstoffe oder 
Antigene abgibt oder anwendet,"; 

2. unverändert 


2a. wird Nummer 11 gestrichen; 

3. erhält die Nummer 11b folgende Fas- 
sung: 

„11 b. entgegen § 61 d Abs. 1 Satz 4 Papa- 
geien oder Sittiche nicht oder nicht 
richtig kennzeichnet oder über Auf- 
nahme, Erwerb oder Abgabe der 
Tiere oder über Beginn oder Dauer 
einer Behandlung gegen Psittakose 
oder die dabei verwendeten Arz- 
neimittel nicht, nicht richtig oder 
unvollständig Buch führt,"; 

4. erhält Nummer 12 folgende Fassung: 

„12. entgegen § 61 d Abs. 1 Satz 5 die 
Vorlage von Büchern verweigert 
oder entgegen § 61 d Abs. 3 den Zu- 
tritt zu Grundstücken oder Räumen 
oder die Besichtigung oder Unter- 
suchung von Tieren nicht duldet 
oder die zur Untersuchung erforder- 
lichen Tiere nicht überläßt,"; 

b) unverändert 


Artikel la 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten wird ermächtigt, den Wortlaut des Vieh- 
seuchengesetzes in der neuen Fassung bekanntzu- 
machen und dabei Unstimmigkeiten des Wortlautes 
zu beseitigen. 


Artikel 1 b 

Für Sera, Impfstoffe und Antigene nach § 17 c 
Abs. 1 Satz 1 des Viehseuchengesetzes, für die beim 
Inkrafttreten dieses Gesetzes auf Grund viehseu- 
chenrechtlicher Vorschriften eine Herstellungsgeneh- 
migung vorliegt, gilt die Zulassung nach § 17 c Abs. 1 
Satz 1 des Viehseuchengesetzes als erteilt. Sie sind 
jedoch innerhalb einer Frist von drei Jahren nach 
Inkrafttreten des § 17 c Abs. 1 Satz 1 des Viehseu- 
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Artikel 2 

Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Geset- 
zes Züchtern und Händlern nach § 61 d Abs. 1 er- 
teilten Genehmigungen erlöschen ein Jahr nach Ver- 
kündung dieses Gesetzes, wenn diese Personen nicht 
innerhalb dieses Zeitraumes nachgewiesen haben, 
daß die in § 61 d Abs. 1 Satz 2 vorgeschriebenen 
Räumlichkeiten vorhanden sind. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs, 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des durch 
Artikel 1 Nr. 9 in das Viehseuchengesetz eingefüg- 
ten § 17 c Abs. 1, 3 und 4, des Artikels 1 Nr. 15 und 
17 Buchstabe a Nr. 1 am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. Der Artikel 1 Nr. 9 und 17 Buchstabe a 
Nr. 1 tritt am 1. Januar 1973, Artikel 1 Nr. 15 ein 
Jahr nadi der Verkündung in Kraft. 

(2) Am Tage nach der Verkündung tritt die Ver- 
ordnung über die in den Seegrenzschlachthäusern 
zu erhebenden Gebühren vom 3. Oktober 1929 
(Reichsministerialblatt S. 630), geändert durch Ver- 
ordnung vom 23. September 1960 (Bundesanzeiger 
Nr. 186 vom 27. September 1960), außer Kraft. 


Beschlüsse des 9. Ausschusses 

diengesetzes bei der durch Rechtsverordnung nach 
§ 17 c Abs. 2 des Viehseuchengesetzes bestimmten 
Stelle zur Prüfung anzumelden. Die Mittel dürfen 
weiter abgegeben oder angewendet werden, es sei 
denn, daß die Anmeldung zur Prüfung nicht frist- 
gerecht vorgenommen wird oder die zuständige 
Stelle auf Grund des Prüfungsergebnisses die wei- 
tere Abgabe oder Anwendung untersagt. 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 
unverändert 
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